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chie und denen der jungen Republik
wirklich ein so großer Unterschied
klaffte, dass der Terminus „Revoluti-
on“ dafür angemessen ist. Zu diesem
Zweck muss man die verschiedenen
Elemente der Kontinuität auf der einen
und die der Diskontinuität auf der ande-
ren Seite herausarbeiten.

Elemente der Kontinuität in der öster-
reichischen Revolution waren:
1.) Die ökonomische Grundlage, das
Wirtschaftssystem auf privatkapitalisti-
scher Basis blieb gleich.
2.) Die Hauptbestandteile des Rechts-
systems (Zivilrecht, Zivilprozessord-
nung, Strafrecht, Strafprozessordnung
usw.) sowie die staatliche Verwaltungs-
organisation mit ihren Instanzenzügen
wurden übernommen.
3.) Das nach Zehntausenden zählende
alte Beamtentum, das Ämterwesen, die
Polizei, der Behördenapparat von der
Ministerialbürokratie bis hinunter zu
den Bezirkshauptmannschaften blieb so
gut wie unverändert aufrecht und funk-
tionierte weiter.

Elemente der Diskontinuität in der
österreichischen Revolution waren:
1.) Der Wechsel der Staatsform als solcher,
die Abdankung und schließlich Landesver-
weisung des letzten Habsburgerkaisers.
2.) Die gesetzliche Aufhebung der Vor-
rechte des Adels.
3.) Die Umwandlung des einstigen
Mehrheitswahlrechts für den Reichsrat
in ein Verhältniswahlrecht einschließlich
des Wahlrechts für Frauen.
4.) Die Abschaffung des Klassen- und
Zensuswahlrechts für die Länder und
Gemeinden – auch hier Einführung des
Proportionalsystems – sowie die Auflö-
sung der auf politischen Privilegien ge-

Frucht von offensiven Massenbewegun-
gen der Arbeiterschaft als vielmehr ein
Resultat der militärischen Niederlage der
Mittelmächte und des Zerfalls der Habs-
burgermonarchie in die Nationalstaaten,
welche die Ausrufung der Republik auch
in Deutschösterreich notwendigerweise
zur Folge haben mussten. Der desolate
Zustand des obrigkeitsstaatlichen Re-
pressionsapparats, vor allem seines
wichtigsten Machtmittels, der kaiserli-
chen Armee, machte einen ernsthaften
Widerstand gegen diese Entwicklung un-
möglich und zwang die Träger der alten
Herrschaft, den neuen Elementen, an de-
ren Spitze die Sozialdemokratie stand,
friedlich die Macht zu übergeben. Das,
was man gemeinhin mit dem Begriff
„Revolution“ assoziiert – Aufstand,
Straßenkampf, Barrikaden – fehlte im
November 1918, vereinzelte Gewaltak-
tionen ausgenommen, gänzlich.

Aufgrund dieser Tatsache ist bis heute
die Mehrheit der bürgerlichen wie sozial-
demokratischen Historiker der Ansicht,
dass die Ereignisse um die Entstehung der
Republik es nicht verdienen, als Revoluti-
on bezeichnet zu werden, dass es sich le-
diglich um einen durch äußere Faktoren
verursachten „Zusammenbruch“, nur um
ein „Segeln im Wind der großen histori-
schen Stürme“4 gehandelt habe.

Eine andere Meinung vertraten aber
schon damals zwei führende österreichi-
sche Rechtsgelehrte, Hans Kelsen und
Adolf Merkl. Sie stellten bereits 1919
fest, dass das Gesetz über die Staats- und
Regierungsform von Deutschösterreich
vom 12. November 1918 als Bruch der
Kontinuität zu verstehen ist, die Grund-
legung der Republik daher ein revolu-
tionärer Staatsgründungsakt gewesen
sei, weil er nicht aus einer gegebenen
Verfassung abzuleiten war5 und eine
Neuschöpfung von Recht vorlag.6

KKoonnttiinnuuiittäätt uunndd DDiisskkoonnttiinnuuiittäätt
Wir können uns der Definition der

österreichischen Revolution nähern,
wenn wir untersuchen, ob zwischen den
politischen Strukturen der alten Monar-

Der Begriff der „österreichischen
Revolution“, den Otto Bauer als
Titel einer seiner besten, noch

heute mit Gewinn zu lesenden Schriften
eingeführt hat2, muss in einem engen und
in einem weiten Sinn verstanden werden.
Der enge Begriff ist jener, der die Zeit
vom 21. Oktober 1918 (dem Tag der
Konstituierung einer provisorischen Na-
tionalversammlung für Deutschöster-
reich) bis zum 12. November 1918 (dem
Tag, als mit der Ausrufung der Republik
der Bruch mit dem alten Regime vollzo-
gen wurde) umfasst. Macht man bei die-
sem engen Begriff der österreichischen
Revolution Halt, wie es seitens der bür-
gerlichen Geschichtsschreibung üblich
ist, so hat man damit aber für das Ver-
ständnis der Gesamtentwicklung nicht
sehr viel gewonnen, denn die Gescheh-
nisse jener wenigen Tage fielen ja nicht
plötzlich wie Manna vom Himmel. Sie
wurzelten tief im Ersten Weltkrieg und
sie fanden auch mit dem 12. November
1918 noch keineswegs ihren Abschluss.

Man muss daher den zweiten, den
weiten Begriff der österreichischen Re-
volution zur Analyse heranziehen. Die-
ser weite Begriff deckt sich mit dem
Zeitraum des Andauerns einer revolu-
tionären Krise in Österreich, die um
die Jahreswende 1916/17 begann und
im Herbst 1920 endete. Innerhalb die-
ses Abschnitts zeichnen sich deutlich
vier Höhepunkte ab: das Frühjahr 1917,
der Jänner 1918, der November 1918
und das Frühjahr 1919.

Die beiden ersten Knotenpunkte, noch
in die Zeit der Monarchie fallend, wur-
den in früheren Ausgaben der „Mittei-
lungen“ bereits behandelt.3 Im Folgen-
den wollen wir uns mit den revolu-
tionären Ereignissen der Anfangsperiode
der Republik beschäftigen.

NNoovveemmbbeerr 11991188
Der November 1918 war in Österreich

eine Umwälzung eigener Prägung. Sie
entstand zwar auf der Grundlage der all-
gemeinen revolutionären Krise in unse-
rem Land, war aber doch weniger eine
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gründeten Körperschaften wie z.B. des
Herrenhauses.
5.) Das völlige Verschwinden der alten
kaiserlichen Armee, an deren Stelle die
Volkswehr trat, wo Anhänger der Sozial-
demokratischen Partei die entscheiden-
den Machtpositionen besetzten.
6.) Und zuletzt die Tatsache, dass a) zahl-
reiche sehr radikale Sozialgesetze die Frei-
heit der Unternehmer nun in mancher Hin-
sicht beschränkten, und b) die Arbeiter-
und Soldatenräte die Tätigkeit der alten
Ministerialbürokratie kontrollierten und in
der Volkswehr einen entscheidenden Ein-
fluss bei der Ernennung und Beförderung
von Kommandoinhabern hatten.

Diese Veränderungen, die in ihrer Ge-
samtheit als Beseitigung des autoritären
Obrigkeitsstaates umschrieben werden
können, waren dergestalt, dass sie in der
Monarchie auf normalem, evolutionärem
Weg nicht durchsetzbar waren. Im Un-
terschied zu den Anpassungsschritten an
das moderne bürgerlich-liberale Zeitalter
in den letzten Jahrzehnten des Habsbur-
gerreiches, die eine Reihe demokrati-
scher Reformen nach sich zogen, blieben
sie mit den ureigensten Interessen der
herrschenden Schichten unvereinbar. Sie
sprengten den Rahmen der Systemkon-
formität und stellten eine neue Qualität
dar: den vollen Durchbruch bürgerlich-
demokratischer Verhältnisse.

DDiiee ddrreeii RReevvoolluuttiioonnsseettaappppeenn
Die österreichische Revolution war zu-

dem auch kein punktueller Vorgang, der
sich auf die Novemberereignisse redu-
zieren lässt, sondern ein Prozess, der im
November 1918 einsetzte und im Som-
mer/Herbst 1920 zum Abschluss kam.
Innerhalb dieses Prozesses können drei
große Etappen unterschieden werden:

Die erste Etappe, die von November
1918 bis Ende Jänner 1919 dauert, war
die Periode der Etablierung der bürgerli-
chen Demokratie. Sie verlief in verhält-
nismäßig geordneten Bahnen, ohne
größere Gewaltaktionen und scharfe
Klassenzusammenstöße. Die Aktivitäten
der Volksmassen blieben, betrachtet man
die österreichische Revolution als
Ganzes, begrenzt und schlugen über den
Rahmen des in dieser Etappe Erreichten
noch nicht hinaus. Sie waren zwar stark
genug, um in Verbindung mit dem mi-
litärischen Zusammenbruch und nationa-
len Zerfall des Reiches in der politischen
Herrschaft den Wechsel von der Monar-
chie zur parlamentarischen Republik zu
erzwingen; auf den konkreten Umfang
und Inhalt der Errungenschaften der er-
sten Phase der österreichischen Revoluti-

Nimmt man die österreichische Revo-
lution als Einheit des skizzierten Drei-
phasenprozesses, so kann sie als bürger-
lich-demokratische Revolution definiert
werden, die in bedeutendem Maße mit
proletarischen Mitteln und Methoden
durchgeführt wurde und deshalb eine mit
erheblichen sozialen und politischen Er-
rungenschaften der Massen ausgestattete
parlamentarische Republik schuf. 

DDiiee RRoollllee ddeerr KKPPÖÖ
Am 3. November 1918 wurde in Wien

die Kommunistische Partei Deutsch-
österreichs (so lautete bis 1920 ihr offizi-
eller Name) gegründet. Der Gründung
vorausgegangen war ein Angebot an den
eben erst aus der Haft entlassenen Frie-
drich Adler, an die Spitze der Partei zu
treten. Adler, der nach dem Attentat und
seiner Verteidigungsrede vor dem Aus-
nahmegericht unter den Arbeitern höch-
stes Ansehen genoss, lehnte dies mit der
Begründung ab, dass die 1917/18 von
der Sozialdemokratie vollzogene Wen-
dung „nach links“ (in Wahrheit in Rich-
tung Zentrismus) nun auch „unzufriede-
nen Genossen“ die Möglichkeit biete,
„innerhalb der Partei für das internatio-
nale revolutionäre Programm der Sozial-
demokratie“ (!) zu wirken.7

Man kann ohne Übertreibung sagen,
dass Friedrich Adlers Haltung ein für den
Ablauf der österreichischen Revolution
entscheidendes Faktum war. Hätte er mit
den rechten sozialdemokratischen Füh-
rern gebrochen und seine politische Tätig-
keit als Begründer einer neuen Partei fort-
gesetzt (die unter seinem Einfluss gewiss
nicht bolschewistischen Charakter gehabt
hätte, sondern vorerst eine Art „linker
USPD“ unter Einbeziehung der Linksra-
dikalen geworden wäre), so wäre eine
große Zahl, wahrscheinlich sogar die
Mehrheit der Arbeiterschaft mit ihm ge-
gangen, und die Entwicklung hätte einen
anderen Verlauf genommen. Mit seinem
Schritt trug Friedrich Adler dazu bei, dass
die Stellung der Sozialdemokratie als
überragende, beherrschende Partei der
österreichischen Arbeiterklasse unangeta-
stet blieb. Er und kein anderer sozialde-
mokratischer Führer war imstande, auf
die im Frühjahr 1919 bis aufs Äußerste er-
regten und revolutionär gestimmten Mas-
sen mäßigenden Einfluss auszuüben und
sie im Gleichschritt mit der festgelegten
Strategie der Partei zu halten, in der bür-
gerlich-demokratischen Etappe der Revo-
lution zu verharren. Friedrich Adler und
kein anderer war es daher, der an die Spit-
ze jener Massenorganisation gestellt wur-
de, in der die eigentlichen Auseinander-

on hatten sie aber nur geringen Einfluss.
Deren Festlegung ging primär „von oben“,
von den neuen Trägern der Staatsmacht
aus. Die Sozialdemokratie als führende
Kraft der Koalitionsregierung konnte in
diesen Wochen, faktisch unbehelligt von
Widerständen innerhalb und außerhalb ih-
rer Reihen, das Programm der Durchset-
zung bürgerlich-demokratischer Verhält-
nisse in raschem Tempo durchziehen.

Die zweite Etappe, die von Februar
1919 bis Ende Juli 1919 dauert, war die
sozialrevolutionäre Periode der öster-
reichischen Revolution. In ihr kam es zu
einer starken Mobilisierung der Arbeiter-
klasse und zu heftigen Klassenkämpfen,
die im April 1919 in den Industriezentren
in einer akuten revolutionären Krise gip-
felten. Die Stoßrichtung dieser Etappe
war eindeutig sozialistisch, auf die Über-
windung der sozialökonomischen Herr-
schaftsverhältnisse und politischen
Machtstrukturen abzielend. Dass es den
zu einer grundlegenden Umgestaltung der
gesellschaftlichen Ordnung drängenden
Arbeitermassen nicht gelang, ihre Sache
zum Sieg zu führen, lag in erster Linie
daran, dass die Sozialdemokratie den Ba-
sisdruck durch institutionelle Innovatio-
nen (Ausbau der Räteorgane, Bildung der
Sozialisierungskommission) aufzufangen,
die Krise mittels weitreichender sozialpo-
litischer Reformen zu überbrücken und
die große Mehrheit der österreichischen
ArbeiterInnen mit der Beschwörung der
Übermacht der Feinde eines räterepubli-
kanischen Experiments von der Opportu-
nität ihres „vorläufigen“ Verharrens auf
dem Boden der bürgerlichen Demokratie
zu überzeugen verstand.

Die dritte Etappe, die von August 1919
bis Herbst 1920 dauert, war die Konsoli-
dierungsperiode der österreichischen
Revolution. In ihr flauten die Klas-
senkämpfe der Arbeiter, nur im Frühjahr
1920 durch einen vorübergehenden Auf-
schwung der Masseninitiative unterbro-
chen, insgesamt ab. Das bürgerliche La-
ger erstarkte, und die von ihm ausgehen-
den retardierenden Tendenzen gewannen
nach und nach die Oberhand. Am Ende
der dritten und letzten Etappe, das zwi-
schen den Daten Juni 1920 (Bruch der
Koalition) und Oktober 1920 (Annahme
der Bundesverfassung, Niederlage der
Sozialdemokratie bei den Nationalrats-
wahlen) anzuberaumen ist, saß das Bür-
gertum wieder fest im Sattel; es war je-
doch noch weit davon entfernt, jene Er-
gebnisse der österreichischen Revoluti-
on, die für die besitzenden Klassen auf
Dauer inakzeptabel waren, von sich aus
rückgängig zu machen.
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xismus und der proletarischen Revoluti-
on. Ihre einzige Antwort auf die brennen-
den Fragen des Tages war der Ruf nach
der sofortigen Errichtung der Diktatur
des Proletariats, die aber nur dann zu er-

reichen war, wenn man die Massen an-
hand ihrer eigenen Erfahrungen, durch
Aufwerfen der akuten, ungelösten politi-
schen und wirtschaftlichen Probleme zur
Einsicht ihrer Notwendigkeit heranzu-
führen verstand. Gerade an dieser Fähig-
keit mangelte es der damaligen KPÖ-
Führung am krassesten.

Dennoch erstarkte die Partei im Sog
des Wiederanstiegs der revolutionären
Welle, der ab Februar 1919 in den Indu-
striezentren Österreichs offenkundig
wurde und in den Monaten der Nachbar-
schaft Räteungarns (21. März bis 1. Au-
gust 1919) den Höhepunkt erreichte.
Binnen weniger Wochen stieg die Zahl
ihrer Mitglieder von 3.000 im Februar
1919 auf 10.000 im März und 40.000 im
Mai/Juni 1919. Allerdings waren die
Grundorganisationen keineswegs gefe-
stigt und die Partei nur in sehr wenigen

Großbetrieben verankert. In der Hauptsa-
che rekrutierten sich ihre Anhänger aus
Arbeitslosen, Kriegsinvaliden und
Kriegsheimkehrern, Schichten des Prole-
tariats, die vom sozialen Elend am

schärfsten betroffen waren.

DDiiee SSoozziiaallggeesseettzz-
ggeebbuunngg –– PPhhaassee 11

Gewaltige Bedeutung für
den Ausgang der öster-
reichischen Revolution hatte
die von der Sozialdemokra-
tischen Partei forcierte Sozi-
algesetzgebung. Sie näher
zu betrachten ist in einer
Zeit, in der der Sozialabbau
zum dominanten Merkmal
des kapitalistischen Systems
geworden ist und von den
sozialdemokratischen Par-
teien überall mitgetragen
wird, sehr lehrreich.

Die Spannung zwischen
Sozialdemokratie und Ar-
beitermassen, die seit Jah-
resbeginn 1917 zutage ge-
treten war und im Jänner-
streik 1918 ihren Gipfel er-
reicht hatte, konnte von den
Parteiführern, solange der
Krieg anhielt und sie noch
nicht an den Hebeln der
Staatsmacht saßen, nur
durch ideologische Mittel in
Grenzen gehalten werden.
Die Spannung war im Som-
mer 1918 zurückgegangen
und im November 1918 und
in den ersten Wochen da-
nach kaum mehr, und wenn,
nur latent, vorhanden. Ab

Februar 1919 gewann sie jedoch rasch
wieder an Stärke und erreichte in den er-
sten Wochen der Nachbarschaft Räteun-
garns eine äußerst bedrohliche Dimensi-
on. Die Sozialdemokratie, seit dem No-
vember 1918 zur staatstragenden, führen-
den Partei in Österreich geworden und
die wichtigsten Staatsämter in der Koali-
tionsregierung besetzt haltend (Staats-
kanzlei, Staatsämter für Äußeres, Inneres,
Heerwesen und soziale Fürsorge), konnte
aber nun zur Überbrückung der Kluft den
ideologischen Einflussmöglichkeiten ein
handfestes materielles Gegenstück beifü-
gen: die großzügige Sozialgesetzgebung.
Dabei fiel auf, dass jene legislativen
Maßnahmen des von Ferdinand Hanusch
verwalteten Staatsamtes für soziale Für-
sorge, deren Inhalt am radikalsten war,
genau in der Zeit der Existenz Räte-
ungarns Wirklichkeit wurden.

setzungen um die Frage des Weitertrei-
bens der Revolution zur Räterepublik und
zum Sozialismus ausgetragen wurden und
wo die Macht seines Prestiges am stärk-
sten wirken konnte: den Arbeiterrat.

Wegen persönlicher Dif-
ferenzen und politischer
Meinungsverschiedenhei-
ten kam es am 3. Novem-
ber 1918 nicht zum Zu-
sammenschluss aller links-
oppositionellen Gruppen.
Die Linksradikalen unter
Franz Koritschoner, die
die Gründung für verfrüht
hielten, blieben der KPDÖ
ebenso fern wie Leo Roth-
ziegel, Johannes Wert-
heim, Egon Erwin Kisch,
Michael Kohn-Eber und
andere, die sich in der Fö-
deration revolutionärer
Sozialisten „Internationa-
le“ (FRSI) vereinigten.8

Historisch war die Zeit
für die organisatorische
Trennung vom Reformis-
mus längst gekommen und
die Schaffung einer revolu-
tionären Partei in Öster-
reich überfällig. Die Grün-
dung vollzog sich aber oh-
ne umfassende Diskussion
über die Prinzipien einer
marxistischen Arbeiterpar-
tei und deren Aufgaben im
Kampf um die sozialisti-
sche Revolution. Eine sol-
che Auseinandersetzung
wäre gerade in Österreich
wichtig gewesen, stand hier
doch die Masse der Arbei-
terschaft unter dem Einfluss der zentristi-
schen Führer Otto Bauer und Friedrich
Adler, die für die Einheit mit den rechten
Reformisten eintraten.

Diese ungünstigen Bedingungen paar-
ten sich mit subjektiven Fehlern und
Schwächen. Die vorerst an der Spitze der
KPÖ stehenden Personen waren den Ar-
beitermassen unbekannt und hatten we-
der klare theoretische und politische Vor-
stellungen noch praktische Kampferfah-
rungen. Sie vertraten mehrheitlich ultra-
linke Auffassungen, die sich im Glauben
äußerten, durch spektakuläre Aktionen
(z.B. die Besetzung der Redaktionsräume
der Neuen Freien Presse am 12. Novem-
ber 1918) und durch zündende Losungen
die Massen mit sich reißen zu können.
Das Wirken der KPÖ reduzierte sich in
der ersten Zeit ihres Bestehens auf die
Propagierung von Grundsätzen des Mar-

Ausrufung der Republik „Deutschösterreich“ in der Sitzung der
Provisorischen Nationalversammlung am 12. November 1918.
Die vor dem Parlamentsgebäude angesammelte Menschenmenge
nimmt die Nachricht mit großem Jubel auf.
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Die sozialpolitischen Vollzugsanwei-
sungen begannen zwar schon im Novem-
ber 1918 in reichlichem Maß zu fließen,
sie waren aber noch nicht so geartet, dass
sie die Lage der Arbeitermassen effektiv
zu verbessern vermochten. Die am
6. November 1918 beschlossene staatli-
che Arbeitslosenunterstützung9, gewiss
eine bedeutsame Errungenschaft im
Grundsätzlichen, konnte bei einer Höhe
von täglich 6 Kronen (plus einer Krone
Familienzulage) angesichts der teuren
und oft ganz fehlenden Lebensmittel die
Not einer österreichischen Arbeiterfami-
lie bestenfalls geringfügig lindern, aber
weder die Unzufriedenheit beseitigen
noch die rasch anschwellende Zahl der
Arbeitslosen senken. Die Einführung des
Achtstundentages10, zunächst beschränkt
auf die fabriksmäßig betriebenen Unter-
nehmungen, wäre unter anderen Umstän-
den eine gewaltige, sofort wirksame Ver-
besserung der Lage der ArbeiterInnen
gewesen, konnte aber in einer Zeit, da
der Mangel an Kohle und Rohstoffen
vielen österreichischen Fabriken nicht
mehr als drei Arbeitstage in der Woche
gestattete, vorerst nur wenig spürbar
sein.11 Eine Dämpfung der Krise gelang
durch diese beiden Vollzugsanweisun-
gen, die wichtigsten der „frühen Periode
der Notmaßnahmen“12, jedenfalls nicht.

Weitere Sozialmaßnahmen der Monate
November 1918 bis März 1919 waren:
Die Einführung der Arbeits-
vermittlung13; die Wiederherstellung der
Sonn- und Feiertagsruhe in Gewerbebe-
trieben14; die Ausdehnung der Arbeitslo-
senunterstützung auf Angestellte15 und
auf Arbeiter in der Land- und Forstwirt-
schaft16; die Regelung der Arbeits- und
Lohnverhältnisse in der Heimarbeit17

und bei der Kinderarbeit18 (gänzliches
Verbot vor dem vollendeten zwölften

mentlich aus Ungarn), in die Arbeiter-
schaft getragen wurden, gewann sehr
rasch eine derartige Bedeutung, dass es
unvermeidlich zu sein schien, ihnen
durch Versuche einer Reform der Wirt-
schaftsordnung Rechnung zu tragen.“25

Hanusch selbst sagte am 17. Dezember
1919 in der Nationalversammlung: „Hät-
te das Ministerium für soziale Verwal-
tung seine Arbeit nicht so vorausblicken-
derweise organisiert, ich wüsste nicht,
wie wir durch die Klippen hätten steuern
können, als es in Budapest und München
eine Diktatur gab. / Nur unsere soziale
Gesetzgebung war es, die den Arbeitern
Vertrauen in diesen Staat und seine Re-
gierung gab; ihr ist der Widerstand ge-
gen die Versuchung zu danken, diesel-
ben Wege wie in Bayern und Budapest
auch hier einzuschlagen.“26

Die „radikale Periode“ begann am
14. März 1919 mit dem Gesetz über die
Vorbereitung der Sozialisierung27, in
dem der Grundsatz der Enteignung von
Wirtschaftsbetrieben „zugunsten des
Staates, der Länder und der Gemeinden
aus Gründen des öffentlichen Wohles“
verkündet wurde. Am 25. April 1919 er-
schien ein Gesetz über die staatliche
Entschädigung der Kriegsinvaliden,
Kriegerwitwen und -waisen28, das mo-
natliche Renten in der Höhe von 110 bis
350 Kronen, unentgeltliche Heilbehand-
lung und Beteilung mit orthopädischen
Behelfen, Krankengelder und unentgelt-
liche berufliche Ausbildung zur Wie-
dergewinnung der Erwerbstätigkeit vor-
sah.29 Dieses Gesetz führte fast augen-
blicklich zu einer Befriedung der
großen Zahl der Invaliden, die nun den
Protestkundgebungen und Demonstra-
tionen weitgehend fernblieben. Am
14. Mai wurde das Verbot der Nachtar-
beit für Frauen und Jugendliche in ge-
werblichen Betrieben verankert.30

Ebenfalls am 14. Mai erließ Hanusch
eine Vollzugsanweisung, die hart an die
Grenzen des „freien Unternehmertums“
vorstieß. Es war die Anweisung über die
zwangsweise „Einstellung von Arbeitslo-
sen in gewerbliche Betriebe“.31 Danach
war jeder Gewerbeinhaber, der minde-
stens 15 Arbeiter oder Angestellte be-
schäftigte, verpflichtet, ab 19. Mai 1919
Arbeitslose einzustellen und seine Beleg-
schaft um 20 Prozent aufzustocken. Ohne
Erlaubnis der industriellen Bezirkskom-
mission durfte er diesen Stand nicht wie-
der verkleinern. Mit der Verordnung
wurde versucht, einen allmählichen Ab-
bau der Arbeitslosigkeit zu erreichen und
einen Teil der Lasten für die Arbeitslo-
sigkeit auf die Unternehmer zu überwäl-

Lebensjahr); die Beseitigung des „Ar-
beitsbuches“19 und die Verbesserung der
Krankenversicherung für Arbeiter.20 Da-
zu kamen Maßnahmen zur Eindämmung
der Wohnungsnot: der sehr weitereichen-
de Mieterschutz mit Kündigungsverbot
und Mietzinsstopp, der die Hausherren-
rente faktisch nullifizierte21; die Voll-
zugsanweisung über die Wohnungsanfor-
derung, wonach die Gemeinden das
Recht bekamen, leerstehende Wohnun-
gen, Zweitwohnungen und Zimmer in
Groß- und Luxuswohnungen, die nicht
benützt wurden, Obdachlosen zuzutei-
len22; und die Anforderung privater Lie-
genschaften für öffentliche Zwecke, nach
der der Staat, das Land oder die Gemein-
de Objekte, die während des Krieges z.B.
der Unterbringung von Kriegsflüchtlin-
gen gedient hatten, nun öffentlichen Für-
sorgezwecken zuführen durfte.23

DDiiee SSoozziiaallggeesseettzzggeebbuunngg –– PPhhaassee 22
Dann kam der revolutionäre Auf-

schwung des Frühjahrs 1919, der sich
auf dem Gebiet der Sozialpolitik als
„Periode der Radikalität“ widerspiegel-
te. Der unmittelbare Zusammenhang
zwischen der Nachbarschaft der Rätere-
publiken in Ungarn und München und
der raschen Verabschiedung wirklich
einschneidender Sozialgesetze war für
jedermann sichtbar. Max Lederer, ein
hoher Beamter des Hanusch-Staatsam-
tes, schrieb später: „Wollte man Ruhe
und Ordnung bewahren und Verzweif-
lungsausbrüche hintanhalten, so musste
man wenigstens auf sozialpolitischem
Gebiet das Möglichste vorkehren. Von
diesem Gebot der Stunde machte Ha-
nusch reichlichsten Gebrauch.“24

Pribram schrieb: „Der Druck der sozi-
alrevolutionären Forderungen, die, viel-
fach von außen her (aus Bayern und na-



Beiträge 55

33//0088

ligte. Nach fünf Jahren ununterbrochener
Beschäftigungsdauer stieg der Urlaub-
sanspruch auf zwei Wochen. Jugendliche
unter 16 Jahren genossen schon nach dem
ersten Arbeitsjahr zwei Wochen Urlaub.

Die Sozialgesetze ergänzten politische
Akte, die den in den Arbeitermassen tief
verwurzelten antimonarchistischen und
antifeudalen Stimmungen Rechnung tru-
gen. Nachdem Exkaiser Karl am
24. März Österreich fluchtartig verlassen
hatte, erließ die Regierung nach Be-
schluss des Parlaments am 3. April 1919
das Gesetz über die Landesverweisung
des Hauses Habsburg-Lothringen, das al-
le Herrscherrechte der Dynastie für im-
merwährende Zeiten aufhob und den
hofärarischen Besitz in das Eigentum der
Republik überführte.39 Am gleichen
3. April wurden die Vorrechte des Adels
abgeschafft, die weltlichen Ritter- und
Damenorden aufgehoben und die
Führung von Adelsbezeichnungen, Ti-
teln und Würden untersagt.40 Am
25. April 1919 wurden der 12. Novem-
ber „zum immerwährenden Gedenken an
die Ausrufung des Freistaates Deutschö-
sterreich“ sowie der 1. Mai zu allgemei-
nen Ruhe- und Feiertagen erklärt.41

Bedenkt man, dass das alles in einer
Zeit geschah, in der man von der „unwi-
derstehlich vormarschierenden Soziali-
sierung“ sprach, in der sogar der christ-
lichsoziale Vizekanzler Jodok Fink am
21. Mai 1919 in einer Regierungser-
klärung ankündigte, dass man Privatun-
ternehmen des Kohlenbergbaus, des
Kohlengroßhandels, der Eisenerzgewin-
nung und Rohstahlerzeugung, der Elek-
trizitätswirtschaft, der Holzindustrie und
des Holzgroßhandels enteignen und in
den Besitz gemeinwirtschaftlicher An-
stalten überführen werde42, so wird klar,
dass die Sozialgesetzgebung jenen Erfolg
brachte, den die Sozialdemokratie erhoff-
te. Sie zeigte den Arbeitermassen, dass
gewaltige, in Umfang, Intensität und Ra-
dikalität bisher nicht da gewesene Errun-
genschaften auf friedlichem Weg, durch
Reformen, möglich waren. Die Alternati-
ve der Kommunisten, die ganze Macht zu
erobern und sie in die Hände der Arbei-
ter- und Soldatenräte zu legen, schien
demgegenüber nichts als härtesten
Kampf, Bürgerkrieg und blutige Ausein-
andersetzung mit dem Klassengegner und
der waffenstarrenden Entente anzubieten.

DDiiee SSoozziiaallggeesseettzzggeebbuunngg –– PPhhaassee 33
Nach der Niederwerfung Räteungarns

Anfang August 1919 gingen die Initiati-
ven für weitere Sozialgesetze bezeich-
nenderweise rasch zurück. Zwei Voll-

zugsanweisungen, die über die Arbeits-
losenunterstützung und den Achtstun-
dentag, verloren ihren provisorischen
Charakter und wurden gesetzlich veran-
kert, wobei das Arbeitszeitgesetz nun-
mehr auch kleingewerbliche Betriebe,
Eisenbahn, Post, Banken, Rechtsan-
waltskanzleien usw. erfasste.43 Nach
dem am 18. Dezember 1919 erlassenen
Gesetz über die Errichtung von Eini-
gungsämtern und über kollektive Ar-
beitsverträge44 folgte am 26. Februar
1920 nur noch ein wichtiges Gesetz, die
Errichtung der Kammern für Arbeiter
und Angestellte.45 Dann war die Periode
sozialpolitischer Konzessionen der öster-
reichischen Bourgeoisie an die Arbeiter-
klasse zu Ende, und was mit den groß an-
gekündigten Sozialisierungsplänen ge-
schah, ist zur Genüge bekannt.46

Es steht aber fest, dass Österreich in den
Jahren 1918 bis 1920, was Modernität
und Dichte des Netzes der Sozialpolitik
betraf, zu einem der führenden Länder un-
ter den kapitalistischen Industriestaaten
der Welt wurde, und die Sozialgesetzge-
bung das bei weitem positivste Ergebnis
der österreichischen Revolution war.

DDaass VVeerrhhäällttnniiss zzwwiisscchheenn 
SSoozziiaallddeemmookkrraattiiee uunndd KKPPÖÖ

iimm AArrbbeeiitteerrrraatt
Politisch verfolgte die österreichische

Sozialdemokratie gegenüber den Kom-
munisten eine Linie, die sich von der in
Deutschland eines Ebert, Scheidemann,
Noske usw. deutlich abhob: die Strate-
gie der möglichst gewaltlosen Bändi-
gung der „Gefahr von links“.

Anfang März 1919 entschloss sich die
Sozialdemokratische Partei unter dem
wachsenden Druck der radikalisierten
Arbeitermassen, das Organisationsstatut
des Arbeiterrats zu ändern, ihn für die
Kommunisten zu öffnen und allgemeine
Wahlen in die Orts-, Bezirks- und Lan-
desarbeiterräte auszuschreiben. Dabei
ging sie von sehr konkreten politischen
Erwägungen aus, von denen gleich die
Rede sein wird. Die sich über den April,
Mai und teilweise noch Juni 1919 hin-
ziehenden Wahlen in die Arbeiterräte,
die in ganz Österreich an die 870.000
Werktätige, davon in Wien 480.000,
mobilisierten, erbrachten für die KPÖ
einen Stimmenanteil von fünf bis maxi-
mal zehn Prozent.47 Dieses Ergebnis war
in erster Linie den Erfolgen in der Wähl-
ergruppe der Arbeitslosen und Invaliden
geschuldet; bei den Beschäftigten der
Groß-, Mittel- und Kleinbetriebe lag der
Anteil der Kommunisten nur an der
Vier- bis Fünf-Prozentmarke.

zen, da nun die Entlassung der Arbeiter
der Willkür der Fabrikherren entzogen
war.32 In der Tat begann ab Mitte Mai
1919 die Arbeitslosigkeit in Österreich
wieder zu sinken, vorerst leicht (vom
1. Mai = 186.030 bis 1. Juni = 170.682),
dann schneller (1. August = 133.362,
1. Oktober = 112.347, 22. November =
87.266).33 Obwohl dafür in erster Linie
die allgemeine Wirtschaftsentwicklung
verantwortlich war und die Anweisung
über die zwangsweise Einstellung nur zu
einem kleinen Teil beitrug, hatte sie auf
die erregte Stimmung der Arbeitslosen
eine dämpfende Wirkung.

Tags darauf, am 15. Mai 1919, kam
das Betriebsrätegesetz34, die wohl bedeu-
tendste legislative Maßnahme der Ha-
nusch-Ära und das einzige Gesetz, dass
im Rahmen der groß angelegten Soziali-
sierungsvorbereitungen und -verspre-
chungen reale Bedeutung erlangte. Die
im Vergleich zu analogen Gesetzen an-
derer Länder verhältnismäßig großen
Rechte, die der Betriebsrat in Österreich
erhielt, waren eine Frucht der revolu-
tionären Krise und des Drängens der So-
zialdemokratischen Partei, die über das
Sprachrohr des Arbeiterrats in drohen-
dem Ton die Demokratisierung der Be-
triebsverfassung forderte. Die Kompe-
tenzen des Betriebsrats überschritten je-
doch nicht die Schwelle des mit der Frei-
heit des privatkapitalistischen Unterneh-
mertums Vereinbaren, und Hanuschs
Prophezeiung, wonach das Betriebsräte-
gesetz den „Übergang zum Sozialismus“
bedeute35, bewahrheiteten sich nicht. 

Am 30. Mai 1919 folgte das Gesetz
über die „Errichtung und Unterbringung
von Volkspflegestätten“36, besser bekannt
unter der Bezeichnung „Schlössergesetz“.
Der Staat konnte Schlösser, Paläste und
Luxuswohngebäude in Anspruch neh-
men, um in ihnen Sanatorien für Kriegs-
beschädigte, Tuberkuloseheilstätten und
Heime für Waisen und hungernde Kinder
einzurichten. Die Enteignung der bisheri-
gen Eigentümer erfolgte entschädigungs-
los, wenn die Gebäude Kriegsgewinnlern
gehörten oder der Besitzer nach der Revo-
lution ins Ausland geflohen war.37 Das
Gesetz traf vor allem die Habsburgerdy-
nastie und den Hochadel und bedeutete,
vom sozialen Zweck abgesehen, für die
vom Krieg am härtesten Betroffenen eine
moralische Genugtuung.

Am 30. Juli 1919 verabschiedete
schließlich die Nationalversammlung das
Arbeiterurlaubsgesetz38, das jedem Ar-
beiter und jeder Arbeiterin nach einem
Jahr ununterbrochenen Dienstverhältnis-
ses eine Woche bezahlten Urlaubs zubil-
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Die erdrückende Majorität der öster-
reichischen Arbeiterschaft bekannte sich
also auch am Höhepunkt der revolu-
tionären Krise im Frühjahr 1919 zu ihrer
angestammten Partei, zur Sozialdemo-
kratie. Sie tat das allerdings nicht des-
halb, weil sie deren Vorgangsweise un-
terstützte, mit den Christlichsozialen in
der Regierung zu koalieren und auf dem
Boden der bürgerlichen Ordnung zu
verharren, sondern weil sie erwartete,
davon überzeugt war und darauf ver-
traute, nur unter ihrer Führung, und
nicht unter der der jungen und unerfah-
renen Kommunistischen Partei, zum
Sozialismus gelangen zu können.

Die politische Quintessenz des Aus-
baus des Arbeiterrats zu einem „Parla-
ment der gesamten Arbeiterklasse“ war,
mit den Kommunisten Kontakt zu hal-
ten, mit ihnen ins Gespräch zu kommen,
sie, wenn möglich, auf die sozialdemo-
kratische Linie des „Abwartens“ und
„Gewehr-bei-Fuß-Stehens“ zu bringen,
sie von der Perspektivlosigkeit des Ex-
periments einer Räterepublik zu über-
zeugen, und, wenn dies nicht gelang, mit
Mehrheitsbeschlüssen niederzustimmen.
Gerade in den Monaten der Nachbar-
schaft Räteungarns wurde von den sozi-
aldemokratischen Führern mit besonde-
rem Nachdruck hervorgehoben, dass für
alle die österreichische Arbeiterklasse in
ihrer Gesamtheit berührenden Fragen
nicht Parteien oder Gewerkschaften,
sondern der Arbeiterrat die einzig zu-
ständige und entscheidungsberechtigte
Körperschaft sei. Dass der Arbeiterrat
nach erfolgter Organisationsreform,
nach der Öffnung für alle sozialistischen
Parteien und Gruppierungen48, nach der
Einführung der freien und demokrati-
schen Wahl der Mandatare ein solches
repräsentatives und Autorität besitzen-

als mit dem der Kommunisten deckungs-
gleich hinstellten, weil auch sie den radi-
kalisierten Arbeitermassen 1918/19 ver-
sprachen, sie zum Sozialismus zu führen.

SSoozziiaallddeemmookkrraattiiee uunndd SSoozziiaalliissmmuuss
Bei aller Vielfalt reformistischer Kon-

zeptionen und Lehren kann ihr eigentli-
ches Wesen in der Hauptsache auf zwei
Schattierungen zurückgeführt werden:
1. Reformisten, die Reformen als allein
wirksame Methode zur völligen Umge-
staltung der Ausbeuterordnung, als Mit-
tel, um den Sozialismus zu erreichen, be-
trachten, und 2. Reformisten, die sich
keine sozialistischen Ziele setzen, son-
dern einzig die Verbesserung der Lage
der „sozial Benachteiligten“ zum Anlie-
gen erklären und hierbei Reformen als
Allheilmittel gegen sämtliche Gebrechen
des Kapitalismus ansehen.

Die österreichische Sozialdemokratie
war seit ihrer Wende zum Zentrismus,
der auf dem Kriegsparteitag im Oktober
1917 vollzogen wurde, bis zu ihrem Un-
tergang im Februar 1934 entschieden ei-
ne reformistische Partei des ersten Typs.

Das kam in der österreichischen Revo-
lution mit besonderer Durchschlagskraft
und enormer Massenwirkung zum Tra-
gen. Dazu nur ein Beispiel:

Am 1. März 1919 hielt der Parteivor-
sitzende der österreichischen Sozialde-
mokratie, Karl Seitz, auf der 1. Reichs-
konferenz der Arbeiterräte das Eröff-
nungsreferat. Darin stellte er den Ge-
gensatz zwischen Sozialdemokraten
und Kommunisten als bloß taktische
Meinungsverschiedenheit hin, die aus-
schließlich das Problem der Beurteilung
des Tempos der Entwicklung zum So-
zialismus, nicht aber das sozialistische
Endziel betreffe. Während die Kommu-
nisten „sofort“, „über Nacht“ und „mit
Gewalt“ den Sozialismus zu erringen
suchten, sei die Sozialdemokratie der
Auffassung, dass diese Entwicklung
„einen gewissen Zeitraum in Anspruch
nehmen wird“. Dann ließ Seitz folgende
Worte fallen: „Bei reicher Vorratswirt-
schaft, bei gefüllten Speichern, mit
Menschen in voller Arbeitskraft wäre
der Sozialismus eine Frage der kürze-
sten Zeit (...) Trotzdem und alledem (...)
– wir müssen heute den Weg beschrei-
ten, wir müssen anfangen, den Sozialis-
mus zu verwirklichen.“50

Die Sozialdemokratie hat den Werk-
tätigen in der österreichischen Revoluti-
on also nicht gesagt, dass es bei der bür-
gerlich-kapitalistischen Staatsordnung
bleibt, sondern ihnen versprochen, sie
zum Sozialismus zu führen. Anders hätte

des Forum war, das konnten auch die
Kommunisten nicht bestreiten. Um also
ihr Ziel, alle Macht im Staat in die Hän-
de der Räteorgane zu legen, zu errei-
chen, musste die KPÖ nach der inneren
Logik dieser neuen proletarischen Insti-
tution danach trachten, durch hartnäcki-
gen politischen Kampf, tägliche Propa-
ganda und ideologische Aufklärungsar-
beit die sozialdemokratischen Arbeiter
und Arbeiterinnen für sich zu gewinnen
und die Majorität im Arbeiterrat zu er-
obern. Da dies aus einer Reihe von ob-
jektiven und subjektiven Gründen nicht
gelang, sahen sich die Kommunisten mit
einer Situation konfrontiert, in der jegli-
cher Versuch, die Schwelle des sozial-
demokratischen Reformismus zu über-
schreiten, vor den Massen als „Missach-
tung der Beschlüsse des Arbeiterrats“
und „Bruch der proletarischen Diszi-
plin“ gebrandmarkt werden konnte. Die-
ses Dilemma wurde von den austromar-
xistischen Führern bis zum Letzten aus-
genützt. Friedrich Adler sagte auf dem
Salzburger Parteitag 1924, der den Be-
schluss über die Auflösung der Arbei-
terräte fasste: „Manche Genossen glau-
ben (...), es war eine besondere Schlau-
heit und taktische Geschicklichkeit, mit
der wir die Kommunisten dazu gebracht
haben, immer wieder eine Niederlage
nach der anderen zu erleiden. Aber das
ist nicht die Geschicklichkeit einer Per-
son, sondern der Erfolg eines Prinzips;
die Kommunisten waren gezwungen,
sich im Rahmen der proletarischen De-
mokratie den Beschlüssen der Mehrheit
der Arbeiterklasse zu unterwerfen.“49

Zum „Erfolg eines Prinzips“ konnte
die sozialdemokratische Politik im Ar-
beiterrat – und in der österreichischen
Revolution überhaupt – allerdings nur
werden, weil die Parteiführer ihr Endziel

WWiiddeerrssttaanndd ddeerr ssiicchh
ggeelloohhnntt hhaatt
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schrieb: „Wir konnten 1919 die kapitali-
stische Produktionsweise, die sich rings
um uns in der Welt behauptete, nicht ge-
rade in Österreich überwinden. So blieb
der Bourgeoisie die ökonomische Macht.
Diese ‚ökonomische Macht‘ wurde in
Gestalt des Einflusses der kapitalisti-
schen Presse und der von ihr erzeugten
‚öffentlichen Meinung‘ auf die Wähler-
massen, in Gestalt des Einflusses der
Wahlfondsspenden der kapitalistischen
Organisationen für die bürgerlichen Par-
teien und der Subsidien der kapitalisti-
schen Organisationen für die Heimweh-
ren, in der Gestalt des großindustriellen
Betriebsterrors wirksam (...) Auf der
Grundlage der bürgerlichen Produkti-
onsweise musste die bürgerliche Herr-
schaft wiedererstehen.“52

Im Jahr 1919 hatte Otto Bauer noch
festgestellt, dass damals die Entwicklung
in Europa zum Sozialismus hin „überaus
hoffnungsvoll“ gewesen sei, in Deutsch-
land die „Arbeitermassen stürmisch
nach der Sozialisierung drängten“, in
Ungarn eine Räterepublik entstand, in
der Tschechoslowakei und in Polen
„große Agrarreformen, die Enteignung
des großen Grundbesitzes angekündigt“
worden sei und auch im Lager der En-
tente Bewegungen bemerkbar wurden,
„die den Ausbruch einer sozialen Revo-
lution in den Bereich des Möglichen zu
rücken schien.“53 Der Kapitalismus be-
hauptete sich 1919 weder in noch rings
um Österreich ohne Erschütterung, son-
dern befand sich in einer tiefen Existenz-
krise und war in Sowjetrussland und Un-
garn bereits durchbrochen.

Das politische Handeln der großen So-
zialdemokratie in der österreichischen
Revolution hatte daher ein ganz anderes
Gewicht als das der kleinen Kommuni-
stischen Partei und muss daher auch an-
ders bewertet werden. Wenn die Sozial-
demokratie die Durchsetzung der bedeu-
tenden demokratischen und sozialen Er-
rungenschaften in der österreichischen
Revolution als Verdienst für sich bean-
spruchen durfte, so trug sie auf der ande-
ren Seite aber auch die Hauptverantwor-
tung für das, was 1918/19 unterlassen
wurde und bekanntlich schwerwiegende
negative Folgen zeitigte.

Dennoch: Wir haben mit der öster-
reichischen Revolution von 1918/19 ei-
ne historische Tradition vor uns, die
wahrlich der Erinnerung wert ist. Sie
zeigt uns, wie viel unter bestimmten
Voraussetzungen möglich und erreich-
bar ist, wenn sich die arbeitenden Men-
schen der Tugenden des Kampfes besin-
nen, ihrer Kraft innewerden. Die

sie damals keinen einzigen Tag ihren
Masseneinfluss behalten können. Zudem
versicherte sie, dass ihr Weg zum Sozia-
lismus sicherer, bedachter, realistischer
sei und viel weniger Opfer abfordern
würde als der von den Kommunisten
vorgezeichnete.51 Dass das nicht nur Ge-
rede war, dass Austromarxisten wie Otto
Bauer, Max Adler, Friedrich Adler und
andere den Sozialismus wollten und fest
von der Richtigkeit ihres Rezepts über-
zeugt gewesen sind, kann ebenso wenig
bestritten werden wie die Tatsache, dass
jede soziale Revolution Wagnisse und
Risken in sich birgt. 

Hier liegt die tiefste massenpsycholo-
gische Wurzel für den Erfolg des Refor-
mismus und für das Scheitern der
Bemühungen der KPÖ, zu einer Rätere-
publik zu gelangen. Denn vor die Wahl
gestellt, ein Ziel friedlich oder durch
härtesten Kampf zu erreichen, wird nur
in Ausnahmefällen eine Mehrheit die
vermeintlich mühelosere Alternative
verwerfen. Die überwältigende Majo-
rität der österreichischen ArbeiterInnen
folgte daher 1918/19 dem von der Sozi-
aldemokratie angebotenen Weg und
lehnte den der Kommunisten, der ein
blutiges, gewaltige Opfer kostendes Rin-
gen mit den in- und ausländischen Klas-
sengegnern verhieß, ab. Erfahrungen mit
den „dritten Wegen“ hatte man 1918/19
noch keine, und die bis dahin sichtbaren
Resultate sozialdemokratischer Strategie
(demokratische Rechte, soziale Gesetz-
gebung, „rote“ Volkswehr, starke Stel-
lung des Arbeiterrats, Ankündigung der
Sozialisierung der Großindustrie usw.)
übertrafen die negativen Begleiterschei-
nungen der österreichischen Revolution,
die von den Arbeitern mit Unbehagen
registriert wurden, noch bei weitem. Die
Arbeitermassen konnten damals nicht
wissen, dass die Wahlmöglichkeit in
Wirklichkeit nicht die zwischen zwei
Wegen zum Sozialismus war, sondern
die zwischen Sozialismus und Erhaltung
der bürgerlichen Ordnung.

Wissen hätten es allerdings die sozial-
demokratischen Führer müssen, die die
Schriften von Karl Marx (auf die sie sich
als Richtschnur ihrer Politik ja immerhin
beriefen) in- und auswendig kannten und
denen dessen Lehren, wie in revolu-
tionären Zeiten vorzugehen ist und was
man auf keinen Fall verabsäumen darf,
nicht unbekannt waren, vor allem nicht
die von Marx als Schlüsselfrage jeder
Revolution bezeichnete Frage der Macht.

Otto Bauer bestätigte die Folgen der
Missachtung dieses Prinzips, als er im
Jahr 1930 in resignierendem Ton

Grundpfeiler von 1918/19 bieten mehr
als jedes andere Gedenkdatum der
österreichischen Geschichte für alle in
unserem Land, denen wirkliche und
nicht bloß geheuchelte Demokratie, de-
nen gesellschaftlicher Fortschritt auch
und gerade im Gegenwind von Sozi-
alabbau, Neoliberalismus und imperiali-
stischer Globalisierung am Herzen lie-
gen, Objekte der Identifikation und der
Hoffnung auf eine bessere Zukunft.
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